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Nach einem klaren Votum zur Zu-
kunft der interjurassischen Region
fragte man den Regierungsrat bis-
her vergeblich. Obschon der Nach-
barkanton offensiv eine «Wieder-
vereinigung» des Berner Juras mit
dem Kanton Jura forderte, liessen
sich die Berner zu keiner Stellung-
nahme hinreissen. Gestern nun fiel
die Zurückhaltung: «Der Regie-
rungsrat des Kantons Bern ist ganz

Regierung will Berner Jura behalten
Erstmals spricht die Kantonsregierung Klartext zur Zukunft des Berner Juras – eine Fusion mit dem Kanton Jura lehnt sie dezidiert ab

klar der Auffassung, dass der Ver-
bleib des Berner Juras im Kanton
Bern die beste aller Lösungen ist»,
schreibt er in seiner Erklärung zum
Bericht der Interjurassischen Ver-
sammlung (IJV). Diese hatte An-
fang Mai eine Studie über die Zu-
kunft der drei französischsprachi-
gen Berner Amtsbezirke und des
KantonsJurapräsentiert.Ohneeine
formelle Empfehlung abzugeben,
betonte die IJV die Vorteile eines
neuen Kantons mit vereinfachten
Strukturen. Als Alternative legte sie
auchdieVariante«Statusquo+»mit
einer verstärkten interkantonalen
Zusammenarbeit aber ohneVerän-
derung der Kantonsgrenzen dar.
Ein Verbleiben bei der heutigen Si-
tuation schliesst die IJV explizit aus.

Zusammenarbeit ausbauen

Der Regierungsrat des Kantons
BernbevorzugtnunklardieVarian-
te «Status quo +»: «DerVerbleib des

Berner Juras im Kanton Bern ist im
Interesse der Region, des Kantons
und der ganzen Schweiz», schreibt
er im gestern veröffentlichten Be-
richt. Einbezogen habe er bei sei-

Der Kanton Jura will das Volk
über die Zukunft der Region
abstimmen lassen. Im Kanton
Bern ist man deutlich zurück-
haltender: Zunächst soll nun
der Puls der Bevölkerung ge-
fühlt werden. Erst dann wird
allenfalls eine Volksabstim-
mung ins Auge gefasst.

R E T O W I S S M A N N

nem Entscheid die Meinungen des
Bernjurassischen Rats sowie des
Rats für französischsprachige An-
gelegenheiten des zweisprachigen
Amtsbezirks Biel. Der Regierungs-

rat anerkennt aber auch, dass die
Zusammenarbeit innerhalb des Ju-
rabogens ausgebaut werden muss.

IneinemPunktistsichderRegie-
rungsrat des Kantons Bern mit je-
nem des Kantons Jura einig: Die In-
terjurassische Versammlung soll
den Auftrag erhalten, «interaktive
Informationsveranstaltungen» für
die Bevölkerung zu organisieren.
Die Berner legen dabei Wert auf
eine vollständige und «absolut ob-
jektive» Information. Insbesondere
müsse die Situation des Amtsbe-
zirks Biel gewürdigt und die finan-
ziellen Aspekte «nuancierter» dar-
gelegt werden. So müsse zum Bei-
spiel festgestellt werden, dass der
KantonJuravoneinerFusionfinan-
ziellweitmehrprofitierenwürdeals
der Berner Jura. Zudem ergebe sich
ein grosser Teil des Sparpotenzials
aus der vorgesehenen drastischen
Reduktion der Anzahl Gemeinden
im neuen Kanton. «Das kann aber

auch ohne Gründung eines neuen
Kantons erreicht werden», gibt die
Berner Regierung zu bedenken.

Weiteres Juraplebiszit?

Ob zur Zukunft der Region er-
neut das Volk befragt werden soll,
darüber lässt sich die Regierung
noch nicht aus. Sie will zunächst an
den Informationsveranstaltungen
erfahren, «ob in der Region tatsäch-
lich Erwartungen für eine Volksab-
stimmung bestehen». Die Regie-
rung wolle «auf keinen Fall ein Ab-
stimmungsverfahren gegen den
Willen der Region einleiten». Bevor
es allenfalls zu einem neuen Jura-
plebiszitkommenkann,müssteso-
wieso zuerst die Verfassung des
Kantons Bern geändert werden,
was ebenfalls eine Volksabstim-
mung bedingen würde.

Im September diskutiert der
Grosse Rat die Stellungnahme des
Kantons Bern zur Jurafrage.

Applaus von der SVP
Die SVP des Kantons Bern be-
grüsst die Haltung des Regie-
rungsrats zur Jurafrage. Nur mit
einem Verbleib des Berner Juras
bei Bern könne der Kanton wei-
terseine«wichtigeBrückenfunk-
tion» wahrnehmen, schreibt die
Partei in einer Stellungnahme.

Anders als die Regierung will
die SVP eine erneuteVolksbefra-
gung aber im Vornherein aus-
schliessen: «Die demokratisch
gefällten, eindeutigen Entschei-
de haben nach wie vor Gültigkeit

und dürfen nicht missachtet
werden.»BeidenJuraplebisziten
der Siebzigerjahre hätten sich
die drei südlichen bernjurassi-
schenBezirke«überdeutlich»für
einen Verbleib beim Kanton
Bern ausgesprochen. Die SVP
meint zu wissen: «Die Bevölke-
rungwünschtnachwievorkeine
Veränderung.»

Die anderen bernischen Par-
teien haben gestern die klaren
Worte des Regierungsrats nicht
kommentiert. (rw)

Christian Cappis winkt ab: «Nein,
nein. Unser Verein ist nicht auf In-
itiative der Stadt Bern entstanden»,
sagt der designierte Geschäftsfüh-
rer von «Bern neu gründen» und
einstige Geschäftsführer des Netz-
werks Espace Mittelland. Bei den
Vereinsgründern handle es sich
vielmehr um Persönlichkeiten aus
StadtundRegionBern,diesichSor-
gen um die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Grossraums Bern
machten. Die politischen Grenzen
in der Agglomeration Bern hätten
nichts mehr zu tun mit dem Le-
bensraum der Menschen. Bern lei-
de unter der Zersplitterung zwi-
schen Zentrum und Agglomera-
tion.ImUnterschiedzuLuzernund
Fribourg gebe es aber keine starke
Bewegung für einen Zusammen-
schluss der Kerngemeinden. «Die
Regionalkonferenz mit ihren hun-
dert Gemeinden ist ein erster, klei-
ner Schritt», sagt Cappis. Die Ge-
meinde Linden bei Oberdiessbach
habe aber andere Probleme als die
Stadt Bern oder Ostermundigen.
«Es braucht neue Denkansätze für
die Stadt Bern und die 12 bis 15 Ge-
meinden der engeren Agglomerati-
on.» Cappis macht sich über die
Zeiträume aber keine Illusionen.
«Konkrete Umsetzungen bis hin zu
Fusionen sind im Raum Bern wohl
kaum vor 2019 realistisch.»

Keine Hoffnung in die Politik

Der Verein «Bern neu gründen»
will sich Ende August auf dem Gur-
ten konstituieren. Das designierte
Co-Präsidium besteht aus Grossrat
Christoph Stalder (fdp) und der
Wohlener Gemeinderätin Rosma-
rie Kiener (sp plus) (siehe Kasten).
«Wir sind kein politisches Gremi-
um, sondern ein Think-Tank von
Bürgerinnen und Bürgern», sagt
Stalder. Von der Politik seien keine
Initiativen für neue Zusammenar-
beitsformeninderKernregionBern

«Wir wollen Bern neu gründen»
Neuer Verein will Kooperationen oder Fusionen zwischen der Stadt Bern und den Nachbargemeinden fördern

Der Raum Bern droht gegen-
über dem Grossraum Zürich
und dem Bassin Lémanique
ins Hintertreffen zu geraten.
Ein neuer Verein will dem
entgegenwirken: In der engeren
Agglomeration Bern sollen
Gemeindefusionen «frühestens
ab 2019» möglich werden.

B E R N H A R D O T T

Der Lebensraum hat mit den Gemeindegrenzen nichts zu tun: Blick vom Gurten auf Altstadt und Agglomeration.

Der Verein «Bern neu gründen»
konstituiert sich Ende August auf
dem Gurten. Zur Arbeitsgruppe ge-
hören u. a.: Michael Aebersold (sp),
Stadtrat Bern; Harald Henggi (fdp),
Parlamentspräsident Köniz; Rosma-
rie Kiener (sp plus), Vizegemeinde-
präsidentin Wohlen; Claude Long-
champ, Politologe, Hinterkappelen;
Professor Paul Messerli, Grafenried;
Professor Hansruedi Müller, Bern;
Marco Rupp, Gemeindeversamm-
lungsleiter Ittigen; Regula Rytz (gb),
Gemeinderätin Bern; Christoph
Stalder (fdp), Grossrat Bern; Thomas
Stauffer (fdp), Gemeindepräsident
Kehrsatz. (bob)

WER STECKT DAHINTER?

Tschäppät begrüsst indes die
Gründung des Vereins, auch wenn
der Name nicht passend sei. «Bern
muss man nicht gründen. Das wur-
de bereits 1191 getan», sagtTschäp-
pät. Die Idee des Vereins sei aber
gut. «Der Ansatz von unten ist rich-
tig. Fusionen von oben klappen
nie.» Wenn Kehrsatz mit der Stadt
Bernengerkooperierenwolle,sosei
dies positiv, sagt Tschäppät unter
Anspielung auf die Vereinsmit-
gliedschaftdesKehrsatzerGemein-
depräsidenten Thomas Stauffer
(fdp). Es wäre der Sache aber wenig
dienlich, wenn er als Berner Stadt-
präsident auf die Nachbargemein-
den zugehen würde.

Skepsis in Ostermundigen

Als erste «Fusionspartner» ste-
hen für diverse Mitglieder der Ar-
beitsgruppe «Bern neu gründen»
Ostermundigen und Köniz im Vor-
dergrund. Die Präsidenten dieser
Gemeindenklingenaberskeptisch.
«Bern neu gründen» sei ein guter
Name, da er die Möglichkeit einer
neuen Identität des Raumes Bern
andeute, sagt Christian Zahler (sp),

der Tschäppät (sp). Er habe Kennt-
nis von der Gründung des Vereins.
Dieser sei jedoch keineswegs ein
Vehikel der Stadt Bern zur Förde-
rung von Fusionen. Die Mitglied-
schaft von Gemeinderätin Regula
Rytz (gb) in der Arbeitsgruppe
«Bern neu gründen» sei nicht offi-
zieller Natur. «Regula Rytz ist nicht
vom Gemeinderat delegiert.»

zu erwarten, denn keine Institution
schaffe sich selber ab. «Der Druck
muss von der Bevölkerung kom-
men», zeigt sich Stalder überzeugt.

Die Kooperation in Verkehrs-
und Siedlungsfragen in der Regio-
nalkonferenzseigutundrecht,aber
nicht genug. «In Bern muss das
Zentrum gestärkt werden.» Mit en-
geren Kooperationen oder gar Fu-
sionen könne Geld gespart werden,
die Steuern würden mittel- bis län-
gerfristigsinken.Vorteilegibteslaut
Stalder auch in Sachen Mitbestim-
mung. «Von einem allfälligen auto-
freien Bahnhofplatz sind auch
Berns Nachbargemeinden betrof-
fen.»DieBewohnerdieserGemein-
den könnten aber nicht mitbestim-
men, sagt Stalder.

Tschäppät findetVereinsidee gut

Welche Formen der Zusammen-
arbeitsindinderengerenAgglome-
ration denkbar? Zu dieser Frage will
«Bern neu gründen» eine Studie in
Auftrag geben. «Die Strukturen in
der Region Bern entsprechen in der
Tat nicht mehr der Realität», sagt
der Berner Stadtpräsident Alexan-

Gemeindepräsident von Oster-
mundigen. Er sei interessiert an
einer engeren Zusammenarbeit in
der Kernregion Bern. «Über Fusio-
nen will ich aber nicht diskutieren.»
Die Vereinsstatuten legten nahe,
dass dieses Thema imVordergrund
stünde. «Fusionen dürfen nicht
Selbstzweck sein», sagt Zahler. In
OstermundigenseidaskeinThema.

Offene Ohren in Köniz

«Der Grossraum Bern muss ge-
stärktwerden»,sagtderKönizerGe-
meindepräsident Luc Mentha (sp).
Er sei kein Gegner von Fusionen,
sofern der Service public effizienter
werde. Der Verein stelle den Begriff
der «Fusion» aber nicht in den Vor-
dergrund. «Die Neugründung der
RegionBernistfürmicheinanderes
Thema als die Eingemeindung von
Köniz»,sagtMentha.Erwerdebeim
Verein vermutlich mitmachen, weil
er sowohl den Wirtschaftsraum
BernstärkenalsauchKönizVorteile
verschaffen wolle. Eine Fusion sei
allenfallsdanneinThema,wennsie
KönizVorteilebringenwürden,sagt
Mentha.

Fusionen dürfen
kein Tabu sein
B E R N H A R D O T T

D er Standortindikator der Cre-
dit Suisse brachte es diese Wo-

che wieder an den Tag: Der Kanton
Bern ist bezüglich Standortqualität
ins letzte Drittel aller Schweizer
Kantone abgerutscht. Hauptgrund
für das schlechte Abschneiden ist
die hohe Steuerbelastung. Die Re-
gion Bern dagegen liegt trotz eben-
falls hoher Steuerlast deutlich über
dem schweizerischen Durchschnitt.
Die Stadt Bern hat mehr Arbeits-
plätze als Einwohner. Zehntausen-
de Pendler aus anderen Gemeinden
strömen täglich durch den Berner
Bahnhof. Ob der Berner Bahnhof-
platz autofrei sein wird, tangiert
sie vermutlich mehr als der Bau
der neuen Schulanlage in ihrem
Dorf. Nur dürfen sie darüber nicht
abstimmen.

Der Verein «Bern neu gründen»
will den Wirtschaftsstandort för-
dern und die Mitbestimmung ver-
stärken, auf dass Bern in künftigen
Ratings besser abschneide. Die
Gründung des Vereins ist die Kon-
sequenz aus der uninspirierten Re-
gionalpolitik des Regierungsrates,
die den Bedürfnissen der Haupt-
stadtregion als Wirtschaftsmotor
des Kantons nicht gerecht wird.
Der Verein richtet seinen Fokus auf
12 bis 15 Gemeinden im engeren
Raum Bern – dies entspricht in
etwa dem ursprünglichen Perimeter
des Vereins Region Bern (VRB), der
2010 zugunsten der Regionalkon-
ferenz aufgelöst wird. Der Perimeter
der Regionalkonferenz Bern-Mit-
telland ist aber viel zu gross. Wenn
der Kanton allen Gemeinden etwas
bringen wollte, so hat er der Stadt
Bern und ihren Nachbarn nicht das
Richtige gebracht.

Bewegungen von unten führen
in der Regel zu nachhaltigeren Er-
gebnissen als Strukturen von oben.
Ob der Verein «Bern neu gründen»
ein Politiker- und Professorenklub
bleibt oder eine Debatte an der
Basis auslöst, wird sich zeigen. Das
Dilemma dabei wird in der Haltung
des Könizer Gemeindepräsidenten
Luc Mentha (sp) deutlich: Mentha
macht beim Verein mit, wenn er
den Wirtschaftsraum Bern fördern
und seiner Gemeinde Vorteile ver-
schaffen kann. Irgendwann wird
diese Rechnung aber nicht mehr
aufgehen. Wer den Wirtschafts-
raum Bern fördern will, wird um
eine Debatte über Fusionen zwi-
schen der Stadt Bern und Nachbar-
gemeinden nicht herumkommen.
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